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Novellierung des Nds. Wassergesetzes, Entwurf, Stand 11. Juni 2003 

Entwurf und Begründung des Nds. Wassergesetzes lesen sich vielversprechend. Wesentlich wird es sein, wie die Inhalte in der täglichen Praxis umgesetzt werden. Insbesondere von der Stärkung der Wasserbehörden vor Ort wird der Erfolg abhängen.

Einige Anmerkungen folgen, da Missverständnisse, redaktionelle Unklarheiten und Hindernisse für das Erreichen der gesetzten Ziele ausgeräumt werden müssen.

Grundsätzlich

Die Fristendarstellung wird als problematisch empfunden. Die erst auf die Fertigstellung der Maßnahmenpläne 2009 (§ 181) innerhalb 3er Jahre folgenden Umsetzungen (§ 181(7)) lassen die Jahre bis dahin ungenutzt verstreichen. Niemand wird ernsthaft annehmen, dass innerhalb 3er Jahre die notwendigen Handlungen durchgeführt werden, geschweige denn vorab die notwendigen Mittel in die Haushalte eingestellt werden können.

Angesichts der katastrophalen Gewässerstrukturgüte in so gut wie allen Gewässern ist aber sofortiges Handeln angesagt – was zu verbessern ist, ist weitgehend bekannt. Es wird angeregt, zum besseren Verständnis der Zeitabläufe, die sich gegenwärtig als lineare Abfolge darstellen, die Darstellung aus http://www.bezirksregierung-hannover.de/functions/downloadObject/0,,c80834_s20,00.pdf  zu nutzen. Sie verdeutlicht, dass alle Schritte zweckmäßiger Weise bereits seit 2000 gegangen werden sollten, da bereits seitdem das Recht gilt.

Große Chancen liegen darin, die Gewässerunterhaltung als einen der Hauptzerstörer der Gewässerlebensräume schnell auf schonende, i.d.R. auch kostengünstigere Praktiken umzustellen. Die heute nahezu flächenhaft angewandte, harte Gewässerunterhaltung muss schnellstens beendet werden. Unterhaltungsrahmenpläne und Gewässerentwicklungspläne mit meist im Sinne der WRRL beschriebenen Maßnahmenkatalogen liegen in großer Zahl vor. Die niedersächsische Wasserwirtschaftsverwaltung sollte diese Möglichkeit nutzen, ab sofort zu wesentlichen Verbesserungen zu kommen. Näheres dazu auch s. unten.

Einzelanmerkungen zu Novelle und Begründung

Zu § 98 (1) Gewässerunterhaltung: Der neue Textentwurf wird ausdrücklich begrüßt. Er macht klar, dass das bisher behauptete Primat einer – in der Praxis meist zügellosen und in Mittel- und Niedrigwasserquerschnitt eingreifenden – Wasserableitung nicht besteht.

Über diese Änderung hinaus wird aber für notwendig gehalten, auch § 98 (2) entsprechend redaktionell anzupassen, da die dort bisher enthaltenen Praxisbegriffe „Reinigung, Räumung und Freihaltung“ es ja sind, die die heutigen, verheerenden Gewässerzustände geschaffen haben. Redaktionell zu verbessern z.B. im Sinne von „Reinhalten von Abfällen“.

Zu § 190 Ordnungswidrigkeiten: Angesichts der immer wieder durch unsachgemäße, harte Gewässerunterhaltung verursachten Schäden sollte ein zusätzlicher OWi-Tatbestand zum § 98 ff. eingeführt werden.

Zur Begründung, S.3 unten: Angesichts des Geltungsbereichs für alle Gewässer sollte die Fehltextung / missverständliche Wortwahl verändert werden „Auf der Grundlage der Verordnung wird entsprechend dem europäischen Zuschnitt der vorgeschriebenen Bewirtschaftung der Flussgebietseinheiten in erster Linie für die wichtigen Gewässer festgestellt werden, ob sie einen guten Zustand haben. Kleine Nebengewässer werden nur betrachtet, wenn das Defizit in der Wasserqualität im wichtigen Gewässer auf dem schlechten Zustand des kleineren Nebengewässers beruht. Das Ziel des guten Gewässerzustands ist daher vorrangig in den wichtigen Gewässern der Flussgebietseinheit zu erreichen.“ – 

Diese Aussage ist schlicht falsch! Ganz richtig steht dann auch auf S. 6 oben „Die Anforderungen der WRRL beziehen sich jedoch grundsätzlich auf alle Gewässer und führen zu einer höheren rechtlichen Verbindlichkeit im Vergleich zum status quo.“.

Was nicht in der Novelle steht, aber dringend geregelt werden muss

Prüfung der Grundsätze (§ 2 (2) Nds. WaG 1998)

Die das Wohl der Allgemeinheit beschreibenden Nrn. 2-6 sind auf ihre gegenseitige Verträglichkeit und auf den Gleichklang mit den Zielen der WRRL zu prüfen und ggf. anzupassen. Gerade Punkt 3, die Entwässerung landwirtschaftlicher Flächen, wird in der Praxis mit Verweis auf diesen Paragraphen in Unverträglichkeit mit den anderen Punkten (Bodenabschwemmung vermeiden, Meer nicht verunreinigen, Lebensstätten und Wasserrückhaltevermögen erhalten) exzessiv angewandt.

Einteilung der Gewässer (§§ 65-68 Nds. WaG 1998)

Der Begriff „Gewässer 3. Ordnung“ sollte aufgegeben werden, diese Bäche unter Gewässer 2. Ordnung subsumiert werden. Gerade die Bäche und kleinen Flüsse sind „von erheblicher Bedeutung für die Wasserwirtschaft (Def. Gew. 1.O. in § 66(1))“, da sie mit ihren ca. 80 % der Fließlängen in den Einzugsgebieten die enge Verzahnung mit den heutigen Hauptschadquellen = diffusen Quellen haben. Erosion, Pestizid- und Düngereintrag, die bis in die Meere ihre Wirkung entfalten, finden an diesen scheinbar unbedeutenden „Gew. 3.O.“ statt.

[Alternativ sollten mindestens §§ wie § 91a Gewässerrandstreifen auf alle, also auch Gewässer 3.O. erweitert werden.]

Abschwemmungen, Überflutungen (§ 72 Nds. WaG 1998)

Hier besteht immer noch die Möglichkeit, alte Zustände wiederherstellen zu lassen. Dies arbeitet aber systematisch gegen die Eigendynamik der Gewässer und somit gegen die Ziele der WRRL.

Unterhaltungsverbände (§ 100 ff. Nds. WaG 1998)

Angesichts der flächenhaften Aktivitäten der Wasser- und Bodenverbände wird bei ihnen wesentliche Verantwortung für das Erreichen der WRRL-Ziele liegen. Ihre derzeitige Organisation verhindert dies aber systematisch: Fast ausnahmslos sind Vorstand und Ausschuss besetzt von Landwirten, so steht die Bedeutung der Gewässerlebensräume hintan bei der täglichen Arbeit. Hier ist über Änderung des Rechts sicher zu stellen, dass qualifizierte Gewässerfachleute aufgenommen werden und alle anderen Beteiligten schnellstens fortgebildet werden. – Dem Treiben bisheriger „technischer Berater“, oft pensionierter Wasserbehördenmitarbeiter, die noch die Begradigung aller Gewässer als ihre Zielsetzung verstehen, muss sofort Einhalt geboten werden.

Erlaubnisfreie Benutzung (§ 136 Nds. WaG 1998)

Vergleiche Anmerkung „Prüfung der Grundsätze“ oben. Angesichts der Hochwasserereignisse der jüngeren Vergangenheit sollte klar sein, dass nicht jede Fläche beliebig entwässert werden darf. Gerade in den in § 136 (1) 2. beschriebenen Fällen handelt es sich um die große Masse an zu Niederschlagsrückhalt zu nutzenden Flächen. Eine Streichung oder Einschränkung erscheint unumgänglich.

Dräns und Drän-Spülungen

Unterzeichner geht davon aus, dass die Anlage von Dräns mit ihrem Eingriff in den Bodenwasserhaushalt, dem Ableiten aktivierter Boden(wasser)inhaltsstoffe und folgender Fortleitung von auf dem Gelände angewandten Stoffen wie Düngern und Pestiziden einem Genehmigungsvorbehalt unterliegen (§ 4). Angesichts der Folgen dürfte es sich, insbesondere auch bei der Drän-Spülung um nicht genehmigungsfähige Tatbestände handeln (§ 8). Tägliche Praxis ist aber das Eine (Neuanlegen von Dräns) wie das Andere (Einleitung massiver chemie-verunreinigter Schlämme über flächenhaft diffuse, lokal aber punktuelle Einleitungsorte). Dies gilt es zu erkennen und abzustellen!

Sollte diese Rechtsauffassung nicht geteilt werden, muss dringend über die naturwissenschaftlichen und realen Zusammenhänge dieser Problematik gesprochen werden.
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